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Die Erste Seite

Der Auskunftsanspruch zur Sicherung
des Equal-Pay-Anspruchs
Die Frist zur Umsetzung der EU-Entgelttransparenzrichtlinie in nationales
Recht ist abgelaufen. Seit dem 8.6.2026 befindet sich – nicht nur –
Deutschland im Zustand der Vertragsverletzung. Und schnelle Abhilfe ist
nicht in Sicht.
Im zuständigen Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen
und Jugend (BMBFSFJ) geht man davon aus, dass ein Referentenentwurf
erst nach der parlamentarischen Sommerpause im September 2026 veröf-
fentlicht werden könne. Der Gesetzgeber strebe ein Inkrafttreten erst
zum 1.1.2027 an, Auskunftsanspruch und
die Berichtspflicht sollen erst ab 2028 gel-
ten.
Können Unternehmen vorläufig aufatmen,
wenn Auskunftsansprüche erst ab 2028
gelten sollen? Einen Auskunftsanspruch
gibt es bereits heute. Damit hatte sich
das BAG kürzlich beschäftigt und festge-
stellt, dass entsprechend dem Wortlaut des EntgTranspG Auskunft nur
auf betrieblicher Ebene verlangt werden könne, selbst wenn das
Entgeltsystem auf einer Gesamtbetriebsvereinbarung beruhe. Zwar ha-
be der EuGH den Entgeltgleichheitsanspruch auf die einheitliche Quelle
des Entgeltsystems bezogen, die auch überbetrieblich ausgestaltet sein
könne. Der Auskunftsanspruch bezwecke, die Durchsetzung des nach
Art. 157 Abs. 1 AEUV bestehenden Anspruchs auf gleiches Entgelt für
gleiche oder gleichwertige Arbeit zu erleichtern. Die Mittel zur Erfül-
lung dieses Zwecks würden aber durch den nationalen Gesetzgeber
bestimmt, denn die Richtlinie 2006/54/EG sehe keinen Auskunftsan-
spruch vor. Die Ausgestaltung des als Hilfsanspruch dienenden Aus-
kunftsanspruchs unterfalle mithin der Kompetenz und dem Wertungs-
spielraum des deutschen Gesetzgebers bei der Umsetzung der – dama-
ligen – Richtlinie.
Das hat sich geändert. Die EntgTranspRL sieht ausdrücklich einen Aus-
kunftsanspruch vor. Und sie legt in Übereinstimmung mit der Rechtspre-
chung des EuGH in Art. 19 fest, dass die Bewertung, ob Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer die gleiche oder gleichwertige Arbeit verrichten,
auch auf eine einheitliche Quelle, die die Entgeltbedingungen festlegt,
ausgeweitet werden könne. Es spricht sehr viel dafür, dass der Quellenbe-
griff sowohl für den Auskunftsanspruch als auch für den Entgeltgleich-
heitsanspruch gilt. Damit stellt sich für die Praxis nunmehr die Frage, ob
Arbeitgeber, jedenfalls bei unternehmensweit gesteuerten Entgeltsyste-
men, künftig auch mit einem einem unternehmensbezogenen Auskunfts-
anspruch rechnen müssen, und zwar ggf. schon vor Inkrafttreten eines
entsprechenden Umsetzungsgesetzes.
Ob ein Auskunftsanspruch besteht, in welchem Umfang und nach wel-
cher Bezugsquelle, entscheiden in erster Linie die Arbeitsgerichte und
nicht das Ministerium. Grundsätzlich sind die nationalen Gerichte gehal-

ten, nach fruchtlosem Ablauf der Umsetzungsfrist nationales Recht euro-
parechtskonform auszulegen. Dabei dürfen sie sich bei der richtlinien-
konformen Auslegung nicht auf eine gefestigte nationale Rechtsprechung
zurückziehen, wenn diese mit den Zielen der Richtlinie unvereinbar ist.
Dies gilt erst recht, sofern die betreffende Richtlinienbestimmung mit ei-
nem unionsrechtlich gewährleisteten Diskriminierungsverbot, verknüpft
ist. Dann kann das nationale Gericht nicht nur gehalten sein, die bisherige
Rechtsprechung zu ändern, sondern im Fall einer unmöglichen unions-

rechtskonformen Auslegung auch entge-
genstehende nationale Vorschriften unan-
gewendet zu lassen, um den unionsrecht-
lich gebotenen Individualrechtsschutz zu
gewährleisten.
In der unionsrechtskonformen Auslegung
der Entgelttransparenzvorschriften haben
deutsche Gerichte Erfahrung. Das BAG ge-

währte im Jahre 2020 einer freien Mitarbeiterin einen Auskunftsanspruch
nach dem EntgTranspG und das LG Bochum im letzten Dezember der Ge-
schäftsführerin einer GmbH einen Equal-Pay-Anspruch auf Basis eines
Paarvergleichs mit ihrem einzigen männlichen Kollegen. Den Anwen-
dungsbereich des Gesetzes eröffneten beide Gerichte durch Heran-
ziehung des unionsrechtlichen Arbeitnehmerbegriffs.
Daher ist es nicht fernliegend, dass deutsche Arbeitsgerichte auch vor
Inkrafttreten eines neuen EntgTranspG den Auskunftsanspruch zur Si-
cherung des Entgeltgleichheitsanspruchs nach den Maßstäben des
Art. 7 EntgTranspRL bestimmen werden. Ob dies durch richtlinien-
konforme Auslegung geschieht oder im Wege des „Außer-Acht-lassens“
widersprechender nationaler Vorschriften, ist für das Ergebnis irrele-
vant.
Das wird Auswirkungen haben auf den Umfang des Auskunftsan-
spruchs einschließlich der Entgeltkomponenten, die Häufigkeit seiner
Geltendmachung, den Inhalt und die Form der Auskunft und nicht zu-
letzt den Bezugspunkt für die Bildung der „Vergleichsgruppe“. Das
könnte in der Konsequenz bedeuten, dass bei einer unternehmensein-
heitlichen Entgeltordnung auch verlangt werden kann, das Durch-
schnittsgehalt unter Einschluss vergleichbarer Kollegen aus anderen Be-
trieben zu bilden.
Der Verzug des Gesetzgebers führt keineswegs zur Entwarnung für Ar-
beitgeber. Viele Regeln nach der EntgTranspRL werden jetzt schon An-
wendung finden. Ohnehin ist der Auskunftsanspruch für Mitarbeitende le-
diglich der Schlüssel in das Geheimzimmer des Entgeltgefüges. Wenn die
Entgeltstrukturen im Einklang mit Art. 4 Abs. 4 EntgTRanspRL auf objekti-
ven, geschlechtsneutralen und transparenten Kriterien beruhen, dann
müssen sich Arbeitgeber vor dem Eindringen in das Geheimzimmer nicht
fürchten.

Wenn die Entgeltstrukturen auf
objektiven, geschlechtsneutralen und
transparenten Kriterien beruhen,
dann müssen sich Arbeitgeber nicht

fürchten.
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